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Welche besonderen Herausforderungen brachte das Jahr 2023?

Verbraucherprobleme in der Energiekrise waren Dauerbrenner

in der Beratung. Fragen zu Abrechnungen, Preisbremsen und

rechtlichen Fallstricken sowie nach Hilfestellungen in finanziel­

len Notlagen dominierten unsere Arbeit. Rat suchten Menschen

aus allen Bevölkerungsschichten. Zeitnahe Reaktion und inter­

disziplinäre Lösungsansätze waren gefragt. Auch im örtlichen

Hilfesystem und für unsere kommunalen Partner waren wir eine

wichtige Anlaufstelle: „Gemeinsam durch die Krise" lautete er­

neut unser Leitmotiv 2023.

Was zeichnete Verbraucherarbeit vor Ort aus?

Einmal mehr war die Beratungsstelle ein Seismograf für drängen­

de Verbraucherfragen und Fehlentwicklungen im Marktgesche­

hen: Durch das enge Zusammenspiel mit unserer Geschäftsstelle

konnten wir frühzeitig neue Verbraucherprobleme antizipieren

und diesen auch über die Einzelfallberatung hinaus begegnen:

Sei es durch konstruktive Gespräche mit der Politik, durch Maß­

nahmen des Rechtsschutzes oder durch den kritischen Dialog mit

Anbietern. Auch Aufsichtsbeschwerden - wie beim katastropha­

len Umgang der Postbank mit Pfändungsschutzkonten - wurden

so fundiert untermauert.

verbraucherzentrale

Mlta-hoc-

Im Interview mit Viola Link,

Leiterin der Beratungsstelle

Welche Rolle spielte die Netzwerkarbeit?

Eine starke lokale Verbraucherarbeit lebt hiervon, gerade in Kri­

senzeiten. Wir knüpfen an bewährte Strukturen im kommunalen

Hilfesystem an und initiieren Kooperationen, um die Menschen

durch gemeinsame Aktions- und Informationsangebote pass­

genau zu erreichen und unseren unabhängigen Rat zu multipli­

zieren. Nur in engem Schulterschluss mit unseren kommunalen

Netzwerkpartnern lassen sich viele Verbraucherprobleme früh­

zeitig erkennen und zusammen lösen.

Wo wurden außerdem Akzente gesetzt?

Der Abbau von Zugangshürden und die Sicherstellung von Teilha­

be sind uns ein besonderes Anliegen. Gerade angesichts unter­

schiedlicher Bildungs- und Sprachniveaus sowie kultureller Hin­

tergründe der Menschen in unserer Kommune setzen wir auf eine

adressatengerechte Ansprache. Die Art und Weise, wie politische

Rahmensetzungen häufig kommuniziert werden, macht es nicht

einfacher, sich im Verbraucheralltag entsprechend zu verhalten.

Stichworte: Zugang zu Energiehilfen oder das „Heizungsgesetz".

Daher haben wir „übersetzt", was aus diesen Entscheidungen

etwa für die zukunftsfähige Ausrichtung der eigenen Heizung

folgt.

Welche Ereignisse sind vor Ort sonst hervorzuheben?

Besonders gefreut hat uns, im Oktober Sabine Spielmann als

unsere neue Kollegin begrüßen zu können. Nach der positiven

Ratsentscheidung Ende des Vorjahres, eine weitere Stelle in der

Allgemeinen Verbraucherberatung einzurichten, ergänzt nun eine

langjährig erfahrene Verbraucherberaterin unser Beratungsteam

und setzt sich mit ihrem Knowhow für die Lüdenscheider Ratsu­

chenden ein.

WIR DANKEN

Unsere Arbeit für die Menschen in Lüdenscheid wird durch Landes- und kommunale Mittel ermöglicht. Wir bedanken uns für die finanzielle

Unterstützung sowie für die gute Zusammenarbeit bei der Kommune, der Politik und allen Akteuren, die mit uns kooperieren.
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„Vorsicht Kreditfallen" - unter diesem Motto hatte die Beratungs­

stelle zum Weltverbrauchertag am 15. März ein Warnschild für

tückische Finanzierungsangebote aufgestellt. Weil angesichts

von hoher Inflation und steigenden Energiepreisen in vielen

Haushalten das Budget knapp war, grassierten Versprechen wie

„Kredite ohne Schufa" oder „unbürokratischer Sofortkredit" als

vermeintliche Lösung für finanzielle Engpässe. Doch Kleinkredi­

te, die niedrige Geldsummen schnell verfügbar machen sollen,

können nicht nur mit Zinssätzen von bis zu 15 Prozent, sondern

durch Zusatzleistungen - etwa für die Auszahlung innerhalb von

24 Stunden - sehr teuer werden. Tückisch auch Angebote, die

als „Finanzsanierung" firmieren: Statt der erhofften Kreditaus­

zahlung werden hier für meist gehaltlose Leistungen nur hohe

Kosten in Rechnung gestellt. Auch der Dispokredit mit Zinssätzen

von oft 10 Prozent und mehr wird zur Kostenfalle, wenn er regel­

mäßig zur Deckung der Lebenshaltungskosten genutzt wird. Viola

Link, Leiterin der Lüdenscheider Beratungsstelle, hat zusammen

mit Martin Sander (l.) und Andreas Leddy von der Schuldnerbe­

ratung der Stadt Lüdenscheid Informationen zu Kreditfallen gege­

ben und Menschen in finanziell kritischen Lagen beim Ausstieg

aus Verträgen mit Fallstricken unterstützt.

BEIANRUF:VERTRAG

Werbeanrufe ohne vorherige Einwilligung sind gesetzlich verbo­

ten. Doch zeigen die Beschwerden in der Beratungsstelle, dass

Überrumpelungsversuche am Telefon damit keineswegs verhin­

dert werden: Ratsuchende beklagten weiterhin, dass sie von

„Cold Calls" überrascht und ihnen dabei ungewollte Verträge un­

tergeschoben wurden. Mit der Aktion „Bei Anruf: Vertrag" haben

die Beratungskräfte gemeinsam mit der örtlichen Polizeidienst­

stelle rechtswidrige Maschen in den Blick genommen und infor­

miert, wie dem Telefonmarketing von Energieversorgern, Banken,

Versicherungen, Zeitschriftenverlagen oder Telefon- und Internet­

anbietern ein Riegel vorgeschoben wird. Auf dem Aktionszettel

standen aber auch Tipps, um bei einem überraschenden Anruf

nicht ungewollt personenbezogene Daten weiterzugeben oder

durch eine Antwort mit „Ja" den Weg für eine konstruierte Ver­

tragszustimmung zu ebnen. Ins Bewusstsein geholt wurde auch,

dass am Telefon abgeschlossene Verträge in den meisten Fällen

rechtlich wirksam sind. Die Beratungsstelle informierte über Wi­

derrufsmöglichkeiten und unterstützte bei der Durchsetzung von

Verbraucherrechten.

GEMEINSAM FÜR MEHR MEHRWEG

Seit 1. Januar 2023 sind Gastronomiebetriebe ab einer bestimm­

ten Größe und Mitarbeiterzahl verpflichtet, für Speisen und Ge­

tränke zum Mitnehmen auch eine Mehrweg-Alternative bereit­

zuhalten - neben den bisher genutzten Einwegverpackungen

aus Plastik. Im Rahmen eines landesweiten Markt-Checks zur

Umsetzung dieser „Mehrwegangebots-Pflicht" hatte die Um­

weltberatung in Lüdenscheid ein halbes Jahr nach Inkrafttreten

eine erst mangelhafte Umsetzung festgestellt. So wurden beim

Besuch in Restaurants, Imbissbetrieben, Bäckereien und Filialen

der Systemgastronomie längst nicht überall mehrfach nutzbare

Verpackungen fürTakeaway-Bestellungen offeriert. Und auch ent­

sprechende Hinweisschilder waren nur selten zu finden - selbst

nicht in den Betrieben, die angesichts ihrer Größe gesetzlich

verpflichtet sind, über diese Alternative zu informieren. Mit ver­

schiedenen Aktivitäten hat die Umweltberatung daher unter dem

Motto „Schon Mehrweg probiert?" dafür geworben, vor Ort ge­

meinsam den Weg für mehr Mehrweg zu gehen.

UPCYCLING STATT FAST FASHION
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Unser Kleidungskonsum ist oft nicht nachhaltig, zu viel gekauft

und zu wenig getragen. Die Produktion von Bekleidung ist mit

Umweltbelastungen und großen sozialen Missständen verbun­

den. Besser ist es, Kleidung länger zu tragen, zu tauschen oder

gebraucht zu kaufen. Kleine Defekte an der Kleidung lassen sich

dabei oft ganz ohne Nähmaschine reparieren und kreativ ge­

stalten. Bei einem Workshop der Umweltberatung erhielten Teil­

nehmerinnen des CVJM Einsichten in die Problematik der Fast



Fashion-Industrie und erlernten im Anschluss drei verschiedene

Techniken, wie sie selbst kleine Risse und Flecken reparieren

können.

GLASFASERAUSBAU: FRUST AN DER HAUSTÜR

dann Hilfestellungen, um auf einen korrekten Preisbremsenra­

batt zu pochen.

„HEIZUNGSGESETZ": VIEL VERUNSICHERUNG

Starkregen, Hitze, Trockenheit - immer mehr drängt die Frage,

wie Menschen ihre Bauweisen oder die Absicherung von Hab und

Gut auf extremes Wetter abstimmen können. Bei „Klimaspazier­

gängen" wurden Handlungsoptionen anhand Lüdenscheider Bei­

spiele vorgestellt: Maßnahmen gegen Hitze und Starkregen, wie

Begrünung oder Dämmung am Haus oder Flächenentsiegelung.

Beim Auftakt-Pressegespräch der Aktion zeigten Klimaschutz­

beauftragte Lea Schnippering, Energieberater Helge Pfingst und

Beratungsstellenleiterin Viola Link (v.l.) an einem Gründach im

Rathausinnenhof, wie eine positive Umsetzung aussehen kann.

Die Diskussion um den Entwurf des „Heizungsgesetzes" der Bun­

desregierung sorgte für große Verunsicherung und Ängste. Denn

ursprünglich war geplant, ab 2024 den Einbau von neuen Hei­

zungen, die nur Erdgas oder Öl verfeuern, nicht mehr zu erlauben.

Also in 2023 noch schnell eine neue Öl- oder Gasheizung instal­

lieren, um die Sorge vor den hohen Sanierungskosten einer ver­

pflichtenden Wärmepumpe zu nehmen? In der Energieberatung

suchten Hauseigentümer anbieterunabhängigen Rat, um ihre

Heizungstechnik zukunftsfest zu machen. So konnte der Hinweis,

dass künftig niemand die Keller nach emeuerungsbedürftigen

Anlagen inspiziert, schon manche Ängste durch sachgerechte In­

formationen nehmen. Nicht zuletzt gab es zu bedenken, dass die

stetige Verteuerung fossiler Energie absehbar bei der Heizkos­

tenrechnung überfordern kann, sodass sich ein frühzeitiger Um­

stieg auf erneuerbare Energie rechnet. Was bei Reparaturen für

alte Anlagen gilt und was bei der Entscheidung für eine Wärme­

pumpe zu beachten ist - dazu gab es auf das eigene Wohnhaus

abgestimmte Empfehlungen. Und mit Blick auf das Ende 2023

verabschiedete Gebäudeenergiegesetz, das nun vorsieht, dass

Heizsysteme mittelfristig zu mindestens 65 Prozent aus erneuer­

baren Energien gespeist werden müssen und die Wahl der neuen

Heizung bei Bestandsgebäuden von der kommunalen Wärme­

planung abhängig macht, wurde über Übergangsfristen, Härte­

fallregelungen und Fördermöglichkeiten informiert. In Vorträgen,

Beratungssprechstunden und Interviews wurde in Lüdenscheid

aufgeklärt, was tatsäch lieh hinter dem Gesetz steckt.

Bis 2030 sollen nach den Plänen der Bundesregierung alle Haus­

halte über einen Glasfaseranschluss verfügen. Schrittweise

geht der Ausbau dabei voran - begleitet von Werbeoffensiven

der Anbieter, die die stabileren und leistungsfähigeren Inter­

netleitungen in Häuser und Wohnungen bringen wollen. Nicht

selten gehen sie dabei von Tür zu Tür, um im direkten Gespräch

mit garantierten Bandbreiten und Highspeed-Surfen zu über­

zeugen. Beschwerden von Ratsuchenden zeigten, dass dabei

bisweilen unlautere Methoden an der Tagesordnung waren. So

fühlten sich manche von unseriösen Vertriebler an der Haustür

unzureichend informiert oder gar getäuscht, weil herkömmliche

Kabelanschlüsse mit Bezeichnungen wie „Kabel-Glasfaser" oder

„Gigabit-Anschluss" in neuen Internetverträgen untergeschoben

wurden. Andere sahen sich gar unter Druck gesetzt, sodass sie

die Verträge sofort unterschrieben hatten - und den Abschluss

dann bereuten. Die Beratungsstelle informierte nicht nur über

mögliche Geschwindigkeiten in Bits und Bytes, sondern auch

über Fallstricke: So ist etwa nicht immer sichergestellt, dass die

letzten Meter ins Haus in Gigabit-Geschwindigkeit ankommen. In

der Rechtsberatung gab es Hilfestellungen, um untergeschobene

Verträge zu widerrufen.

ENERGIEKRISE: PREISDECKEL BIRGT PROBLEME

Die Gasspeicher waren voller als erwartet, die Preisbremse bei

Strom, Gas und Fernwärme, ein reduzierter Mehrwertsteuersatz

sowie fallende Weltmarktpreise haben die Energiekrise zumin­

dest abgefedert. Dennoch erreichte die Beratungsstelle eine Flut

an Anfragen zu den unterschiedlichsten Facetten der Energie­

krise. Sie lotste mit aktuellen Informationen durch das Dickicht

schnell wechselnder Regelungen und Vorgaben, um von den Ent­

lastungen zu profitieren. Sie war aber auch Anlaufstelle, wenn

etwa der Preisdeckel nicht wie gedacht funktionierte: So baten

Ratsuchende um Unterstützung, weil Energieversorger den Ra­

batt - bei Preisen von über 40 Cent pro Kilowattstunde für Strom

oder 12 Cent für Gas zahlte der Staat den Großteil der darüber

liegenden Kosten - nicht automatisch weitergaben, indem sie

die monatlichen Abschläge reduzierten. Mal war von den Preis­

bremsen überhaupt nichts zu sehen, mal wurde der Rabatt zu

niedrig berechnet. Vielfach begründeten die Versorger dies mit

der komplizierten Integration in das Abrechnungssystem. Bei

einem Scheitern der Preisbremsenberechnung verfolgten einige

dann die Strategie, von ihrer Kundschaft überhaupt keine Ab­

schläge mehr einzuziehen. Nicht selten bemerkten Betroffene

erst spät, dass der Versorger lange nicht mehr abgebucht hatte.

Bei einem knappen Kontostand führte das Aussetzen der Ab­

schlagszahlungen dann zu Problemen, wenn der Anbieter mit der

verspäteten Berechnung eine hohe Nachzahlung verlangte. Viele

Anfragen gab es auch, weil Versorger die Energieverbrauchspro­

gnose - Maßstab für die Bemessung der Preisbremse - falsch

oder zu niedrig angesetzt hatten. Die Beratungskräfte gaben

KLIMA IM WANDEL
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VERBRAUCHERARBEIT KURZ UND KNAPP

Unsere Arbeit in Zahlen Die gefragtesten Beratungsinhalte

ii

eWelt

12%

l"

-10%

J Geld und Versicherungen

I

EI

EEI

Zuzüglich: Kontaktaufnahmen am landesweiten

Servicetelefon und über das zentrale Kontaktformular

durch Bürger:innen des Märkischen Kreises

Anteil der entgeltbefreiten Rechtsberatungen

und -vertretungen im Kernangebot Allgemeine

Verbraucherberatung auf Basis einer Sozialindikation

(sozialorientierte Beratung)

Verbraucheranliegen

davon Rechtsberatungen und -vertretungen
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EINER UNSERER ERFOLGE 2023

Einern Verbraucher wurde telefonisch ein Tarifwechsel für seinen Stromvertrag mit 24 Monaten Laufzeit untergeschoben.

Nach Erhalt der Unterlagen widerrief er den Vertrag. Dies lehnte der Anbieter ab und rechnete stattdessen zu neuen, doppelt

so hohen Preisen ab. Durch den Einsatz der Beratungsstelle konnte der Vertrag zurück auf die ursprünglichen Konditionen

gebracht werden, eine Ersparnis von knapp 3.500 Euro.

IHR TEAM IN LÜDENSCHEID

Leitung und Verbraucherberatung

Umweltberatung

Energieberatung

1,75

1,00

0,66

Zusätzlich zu diesen kommunal geförderten Angeboten bietet die

Verbraucherzentrale NRW auch in Lüdenscheid weitere Spezial­

beratungen und Bildungseinheiten fürverschiedene Zielgruppen.

Büroassistenz 0,50

WIR SIND FÜR SIE DA

Verbraucherzentrale NRW I Beratungsstelle Lüdenscheid Tel.: 02351 37950 01 • Fax: 02351 37950 08

Altenaer Straße 5 • 58507 Lüdenscheid www.verbraucherzentrale.nrw/luedenscheid

IMPRESSUM: Herausgeber: Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen e. V. • Mintropstraße 27 • 40215 Düsseldorf• Tel: 0211 91380-1000

www.verbraucherzentrale.nrw Gestaltung: lav.ka kreative agentur, Düsseldorf, www.lav-ka.de Fotos: Lüdenscheider Nachrichten/ Susanne

Komau, Lüdenscheider Nachrichten/ Olaf Moos, lav.ka kreative agentur, Düsseldorf und 2024 Adobe, sowie Verbraucherzentrale NRW

e. V. Düsseldorf.
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